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TOP 1.1 Feststellen der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit 
des Landesjugendhilfeausschusses (LJHA) 

Der Vorsitzende des LJHA eröffnet die Sitzung und begrüßt die Mitglieder und Gäste. 

Gleichzeitig gibt er bekannt, dass einige Mitglieder, die sich heute auf den Weg nach Chemnitz 
gemacht haben, aufgrund widriger Verkehrsverhältnisse leider ihre Anreise abbrechen 
mussten. Die Vertretungen des SMS, des SMK, Herr Schöne sowie Herr Mindermann sind 
davon betroffen. 

Er weist darauf hin, dass eine Tonaufzeichnung der Sitzung erfolgt, welche ausschließlich für 
die Protokollerstellung genutzt wird. Hiergegen gibt es keine Einwände. 

Die heutige Sitzung wurde ordnungsgemäß einberufen. 
Die Sitzungsunterlagen sind allen Mitgliedern fristgemäß zugegangen. 

17 stimmberechtigte Mitglieder sind derzeit anwesend, damit ist das Gremium 
beschlussfähig. 

TOP 1.2 Bestätigung der Tagesordnung 

Die Tagesordnung wird einstimmig bestätigt. 

TOP 2 Genehmigung des Protokolls der 2. Sitzung vom 19.06.2025 

Das Protokoll wird einstimmig bestätigt. 

TOP 3 Planungsvorhaben des Landesjugendamtes (LJA) im Rahmen der 
überörtlichen Jugendhilfeplanung | 
Beschlussvorlage (BV) 19/2025 Einreicher: Verwaltung des LJA 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an Herrn Birkner. Herr Birkner bezeichnet einführend die 
Liste der Planungsvorhaben als einen wichtigen Schritt für die Arbeitsfähigkeit des LJHA. Die 
Vorarbeit dazu wurde in den einzelnen Unterausschüssen mitgestaltet. 

Die vorliegende Liste stellt eine Eingrenzung möglicher Themen und den Versuch einer 
Schwerpunktsetzung dar. Diese Einschränkung erfolgt vor dem Hintergrund der verfügbaren 
personellen Ressourcen im Hinblick auf die Fachlichkeit, aber auch die Aktualität von 
Themenstellungen. Ein wichtiger Punkt innerhalb der Liste sei u. a. das geplante 
Fachgespräch Kinder- und Jugendpsychiatrie, da das Interesse seitens der Jugendhilfe sehr 
groß sei, die Schnittstellen zwischen der Kinder- und Jugendhilfe und der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie weiter zu entwickeln. 

Im Vorfeld der Sitzung reichte Herr Mindermann eine redaktionelle Anmerkung ein. Dem wird 
seitens der Verwaltung des LJA entsprochen. Unter 08-2.04 wird die Anmerkung in Spalte 8 
gelöscht und zeitgleich in Spalte 5 aufgenommen. Der Passus in Spalte 5 lautet neu: 
»Aktualisierte Fachempfehlung vor dem Hintergrund rechtlicher Vorgaben und fachlicher 
Entwicklungen unter Berücksichtigung der Fortschreibung der Bekanntmachung der 
Empfehlung des SMS zu den räumlichen Anforderungen an Kindertageseinrichtungen vom 2. 
Juni 2005«. 

Frau Kramer merkt an, dass die Schulsozialarbeit in irgendeiner Form - vielleicht als 
Situationsbeschreibung - mit aufgenommen werden könnte. Durch das Startchancen-
programm sei die Notwendigkeit gegeben. Dem wird widersprochen. Die Planungsliste 
beinhalte Produkte, keine Themen, mit denen sich die Unterausschüsse beschäftigen. 
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Der Vorsitzende schlägt vor: Die Anmerkung von Frau Kramer, thematisch die 
Schulsozialarbeit aufzugreifen, soll bei der Arbeit des UA 4 Berücksichtigung finden. Die 
Vorsitzende des UA 4, Frau Miebach-Stiens, stimmt dem zu. 

Folgender Beschlussantrag wird einstimmig angenommen (inklusive der vorbenannten redak-
tionellen Änderung in der Anlage der BV): 

1. Der LJHA beschließt die in der beiliegenden Gesamtübersicht aufgenommenen 
Planungsvorhaben des Sächsischen LJA im Rahmen der überörtlichen Jugendhil-
feplanung als Planungsinstrument des LJHA und als aktualisierte Arbeitsgrund-
lage der Verwaltung.  

2. Im Rahmen der Befassung mit den Planungsvorhaben können die Unteraus-
schüsse auch externe Expertinnen und Experten hinzuziehen. 

TOP 4 Zusammensetzung des Unterausschusses (UA) 3 des LJHA in der 8. 
Amtsperiode | Änderungsantrag (ÄA) zu Beschluss 7/2025 | 
Einreicher: Verwaltung des Landesjugendamtes 

Herr Birkner erläutert, dass gemäß § 17 (4) der Geschäftsordnung der LJHA die Zusammen-
setzung der ständigen und nichtständigen Unterausschüsse durch Beschluss festlegt. Bereits 
in der letzten Sitzung bekundete Frau Georgi ihre Bereitschaft, im UA 3 mitzuwirken. 

Dementsprechend wird nachfolgender Änderungsantrag zu o. g. Beschluss einstimmig bestä-
tigt: 

Der LJHA beschließt folgende Veränderung in der personellen Besetzung des UA 3: 
Aufnahme des ordentlichen stimmberechtigten Mitglieds, Frau Gunda Georgi. 
Stellvertreterin von Frau Georgi ist Frau Sylvia Lemm. 

TOP 5 Ermächtigung des UA 2 zur eigenständigen Befassung mit Themen | 
BV 16/2025 Einreicher: Verwaltung des LJA 

Der Vorsitzende erläutert, dass diese Beschlussvorlage - sowie auch die beiden 
Nachfolgenden für die Unterausschüsse 3 und 4 - in der letzten Sitzung von der Tagesordnung 
genommen wurden mit dem Hinweis, diese in die heutige Sitzung zu übertragen. Ziel sollte 
sein, sich in kleiner Runde zu verständigen, wie weitere vorgegangen wird. Dieses Treffen 
fand am 29. August 2025 statt. Neben ihm und seiner Stellvertretung waren gleichzeitig die 
Vorsitzenden aller Unterausschüsse mit ihren Stellvertretungen sowie die Verwaltung des LJA 
vertreten. Übereinkommend wurde festgestellt, dass es diese Ermächtigung braucht – nicht 
nur wie bisher für den UA 2 -, jedoch dieses Selbstbefassungsrecht kompatibel mit der 
Geschäftsordnung des LJHA sein muss. Der LJHA hat weiterhin die strategische 
Auftragsfunktion. Es wurde sich darauf verständigt, die drei Beschlussvorlagen modifiziert 
heute zur Abstimmung zu stellen. 

Herr Birkner merkt an: In den vorliegenden drei Beschlussvorlagen muss im vorletzten 
Abschnitt »Landesjugendamt« korrekterweise ergänzt »Verwaltung des Landesjugendamtes« 
heißen. 

Herrn Borchert hat eine formelle Frage zum letzten Satz des Beschlussantrages 16/2025: 
Müsste an der Stelle nicht eine inhaltliche Eingrenzung ergänzt werden? Wie entsprechend 
der oben aufgeführten Liste? Der Vorsitzende des LJHA sowie auch die Vorsitzende des  
UA 2 bekräftigen, dass es dabei lediglich um die Absicherung dringlicher Anhörungsverfahren 
gehe. Erfahrungsgemäß waren die Zeitschienen zur Abgabe einer Stellungnahme viel zu kurz. 
Nur durch eine derartige Festlegung kann angemessen entsprochen werden. Die im 
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Beschlussantrag aufgelisteten Themen wurden unter »insbesondere« lediglich 
zusammengefasst abgebildet. 

Folgender Beschlussantrag – inklusive der benannten redaktionellen Änderungen – wird 
einstimmig bestätigt: 

Der UA 2 wird ermächtigt, sich eigenständig je nach Aktualität und Dringlichkeit und in 
Anlehnung an den Koalitionsvertrag insbesondere mit folgenden Themen zu befassen 
und daraus gegebenenfalls Beschlussanträge zu entwickeln: 

1. Qualitätsentwicklung in der frühkindlichen Bildung, z. B. Sächsischer Bildungs-
plan, pädagogische Diagnostik, Schulvorbereitung, Fachkraft-Kind-Relation 

2. Fachkräfteentwicklung für die Kindertageseinrichtungen, z. B. SächsQualiVO 
3. Rolle des Hortes im Zusammenhang mit dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreu-

ung 
4. Inklusion in der Kindertagesbetreuung 
5. Kindertagesbetreuung im Sozialraum 
6. Kinderschutz und Kinderschutzkonzepte  
7. Weiterentwicklung der Bedarfsplanung Kindertagesbetreuung, Fachberatung und 

des Betriebserlaubnisverfahrens 
8. Gesundheitsförderung in der Kindertagesbetreuung – mit Schwerpunkt auf gesun-

der Ernährung 
9. Planungsvorhaben gemäß der vom LJHA zu beschließenden Liste. 

Sofern es angebracht und notwendig erscheint, soll der UA dazu externe Experten zur 
Anhörung einladen. Die Verwaltung des LJA sichert den dahinterstehenden Verwal-
tungsaufwand entsprechend ab. Soweit der Unterausschuss sich aus eigener Initiative 
mit Themen außerhalb der vom LJHA beschlossenen Planungsvorhaben befasst, ist zur 
weiteren Wirksamkeit nachfolgend eine Bestätigung des LJHA erforderlich, über die der 
LJHA spätestens zu seiner nächsten Sitzung unter Berücksichtigung einer Stellung-
nahme der Verwaltung des LJA entscheiden soll. 

Der UA 2 darf im Namen des LJHA bei Dringlichkeit Stellungnahmen zu Gesetzesvorha-
ben und Rechtsverordnungen abgeben. 

TOP 6 Ermächtigung des UA 3 zur eigenständigen Befassung mit Themen | 
BV 17/2025 Einreicher: Verwaltung des LJA 

Folgender Beschlussantrag – inklusive der benannten redaktionellen Änderungen – wird 
einstimmig angenommen: 

Der UA 3 wird ermächtigt, sich eigenständig je nach Aktualität und Dringlichkeit sowie 
in Anlehnung an für die Handlungsfelder relevanten Aussagen im Koalitionsvertrag ins-
besondere mit folgenden Themen zu befassen und daraus gegebenenfalls Beschluss-
anträge zu entwickeln: 

1. Studie zum »Entwicklungsbedarf in der Hilfe zur Erziehung in Sachsen aus der 
Perspektive von Jugendlichen mit Erfahrung in Jugendhilfeeinrichtungen über Tag 
und Nacht«, 

2. Interdisziplinäre Zusammenarbeit von Psychiatrie und Kinder- und Jugendhilfe, 
3. Alternative Ansätze zur restriktiven geschlossenen Unterbringung im Kontext von 

komplexen Hilfeverläufen,  
4. Präsentation von im Rahmen der FRL »Weiterentwicklung« und »Präventiver Kin-

derschutz und frühe Hilfen« geförderten Projekten, 
5. Inklusion in den betreffenden Arbeitsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe, 
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6. Ombudschaftliche Beratung, 
7. Fachliche Umsetzung von Themen im Kontext der Weiterentwicklung der für den 

UA 3 relevanten Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe, 
8. Planungsvorhaben gem. der vom LJHA zu beschließenden Liste. 

Sofern es angebracht und notwendig erscheint, soll der UA dazu externe Experten zur 
Anhörung einladen. Die Verwaltung des LJA sichert den dahinterstehenden Verwal-
tungsaufwand entsprechend ab. Soweit der UA sich aus eigener Initiative mit Themen 
außerhalb der vom LJHA beschlossenen Planungsvorhaben befasst, ist zur weiteren 
Wirksamkeit nachfolgend eine Bestätigung des LJHA erforderlich, über die der LJHA 
spätestens zu seiner nächsten Sitzung unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der 
Verwaltung des LJA entscheiden soll. 

TOP 7 Ermächtigung des UA 4 zur eigenständigen Befassung mit Themen |  
BV 18/2025 Einreicher: Verwaltung des LJA 

Folgender Beschlussantrag – inklusive der benannten redaktionellen Änderungen – wird ein-
stimmig angenommen: 

Der UA 4 wird ermächtigt, sich eigenständig je nach Aktualität und Dringlichkeit sowie 
in Anlehnung an für die Handlungsfelder relevanten Aussagen im Koalitionsvertrag ins-
besondere mit folgenden Themen zu befassen und daraus gegebenenfalls Beschluss-
anträge zu entwickeln: 

1. Studien und Berichte zum Aufwachsen junger Menschen (z. B. Sechster Kinder- 
und Jugendbericht des Freistaates Sachsen, 17. Kinder- und Jugendbericht des 
Bundes, Sinusstudie etc.), 

2. Bildungsziele und thematische Arbeitsschwerpunkte der überörtlichen Jugendhil-
feplanung zu Aufgaben und Leistungen der überörtlichen Jugendverbände, Dach-
organisationen und Fachstellen insbesondere im Bereich §§ 11 - 14 SGB VIII im 
Freistaat Sachsen, 

3. Präsentation von im Rahmen der FRL Weiterentwicklung geförderten Projekten, 
4. fachliche Umsetzung von Themen im Kontext der Weiterentwicklung der für den 

UA 4 relevanten Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe, 
5. Planungsvorhaben gemäß der vom LJHA zu beschließenden Liste. 

Sofern es angebracht und notwendig erscheint, soll der UA dazu externe Experten zur 
Anhörung einladen. Die Verwaltung des LJA sichert den dahinterstehenden Verwal-
tungsaufwand entsprechend ab. Soweit der UA sich aus eigener Initiative mit Themen 
außerhalb der vom LJHA beschlossenen Planungsvorhaben befasst, ist zur weiteren 
Wirksamkeit nachfolgend eine Bestätigung des LJHA erforderlich, über die der LJHA 
spätestens zu seiner nächsten Sitzung unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der 
Verwaltung des LJA entscheiden soll. 

TOP 8 Festsetzung der Höhe des Barbetrages gemäß § 39 Abs. 2 SGB VIII |  
BV 20/2025 Einreicher: Verwaltung des LJA 

Eingangs informiert Herr Birkner, dass in der 7. Amtsperiode mit Beschluss 12/2023 des 
LJHA vom 29.06.2023 die Barbeträge für Minderjährige in Einrichtungen sowohl für die Leis-
tungsberechtigten nach SGB XII als auch für die Leistungsberechtigten gem. SGB VIII letzt-
mals zum 01.01.2024 erhöht wurden und aufgrund der gestiegenen Regelbedarfe einer An-
passung bedürfen. Gleichzeitig wurde damals festgelegt, dass mit Blick auf die Inflation eine 
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Neufestsetzung des Barbetrages gemäß § 39 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII aller zwei Jahre vorzu-
legen ist. Es wurde für die Zukunft als sachgerecht angesehen, dass die Barbeträge nach dem 
SGB XII und dem SGB VIII der Höhe nach nicht unterschiedlich sind. 
Gemäß § 33 Abs. 1 Satz 1 Landesjugendhilfegesetz ist das LJA zuständig für die Festsetzung 
des Barbetrages (§ 39 Absatz 2 Satz 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch). 

Frau Wiedmann, stellvertretendes stimmberechtigtes Mitglied des LJHA, übersandte mit  
E-Mail vom 9. September der Geschäftsstelle des LJHA diverse Anmerkungen mit Änderungs- 
bzw. Ergänzungsvorschlägen zu den einzeln aufgeführten Paragrafen innerhalb der Vorlage. 
Diese Vorschläge sind den Mitgliedern des LJHA nicht bekannt. In der einsetzenden Diskus-
sion wird deutlich, dass eine vertiefte Prüfung hier und heute nicht umsetzbar ist. Die Be-
schlussvorlage ist fehlerhaft. 

Die Verwaltung des LJA zieht aus diesem Grund die Beschlussvorlage zurück. Eine 
überarbeitete Fassung, unter Berücksichtigung der redaktionellen Änderungen, wird 
zur nächsten Sitzung des LJHA zur weiteren inhaltlichen Beratung erneut eingebracht. 

Der Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Barbeträge im November wird als ausreichend 
betrachtet und sei ab da für die Kommunen bindend. Diese Informationen könnten entspre-
chend im Anschluss der Sitzung gestreut werden. 

Auf die Frage von Frau Wiedmann zum grundlegenden Verfahrensweg bei Änderungs- oder 
Ergänzungsangelegenheiten verweist Herr Birkner auf das Ermessen der Verwaltung des LJA. 
Üblicherweise werden diese Punkte innerhalb der Sitzung besprochen. Jedoch wurde in die-
sem Fall der Umfang tatsächlich unterschätzt. Bestenfalls sollte im Antrag direkt vermerkt wer-
den, ob die Befassung innerhalb der anstehenden Sitzung als ausreichend erscheint oder der 
Vorabversand an die Mitglieder präferiert wird. 

TOP 9 Information der Enquete Kommission »Pandemie« des Landtages zu 
Themen der Kinder- und Jugendhilfe | BV 21/2025 Einreicher: Vorsitzende 
des UA 1 

Die Vorsitzende des UA 1, Frau Koch, führt in die BV ein. Der Sächsische Landtag hat am  
29. Dezember 2024 eine Enquete-Kommission »Aufarbeitung der Corona-Pandemie: Lehren 
für den zukünftigen Umgang mit Pandemien im Freistaat Sachsen« eingesetzt. Um die Situa-
tion und die Belange der Kinder- und Jugendlichen während der COVID-Pandemie sowie die 
Auswirkungen der pandemiebedingten Maßnahmen und Regelungen der Kinder- und Jugend-
hilfe stärker in den Fokus der Diskussion zu rücken, will sich der LJHA mit einer entsprechen-
den Stellungnahme an die Kommission wenden. 

Folgender Beschlussantrag wird einstimmig angenommen: 

1. Der LJHA beauftragt die Unterausschüsse mit der Erstellung einer Stellungnahme 
zur Information der Enquete Kommission »Pandemie« des Landtages zu Themen 
der Kinder- und Jugendhilfe. Das Papier soll: 
 eine Beschreibung der Situation der Kinder und Jugendlichen im Handlungsfeld 

der Kinder- und Jugendhilfe sowie die grundsätzlichen Herausforderungen für 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe während der COVID-Pandemie, 

 eine Bewertung der Maßnahmen und Regelungen für die Kinder- und Jugendhilfe 
und deren Folgen während der COVID-Pandemie einschließlich positiver und ne-
gativer Beispiele und einer Perspektive für Handlungsoptionen in zukünftigen 
ähnlichen Krisen 

beinhalten. 
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2. Der LJHA sammelt Vorschläge für Experten, die in der Enquete-Kommission sowie 
deren Unterarbeitsgruppen zur Thematik von Kinder- und Jugendlichen sowie der 
Kinder- und Jugendhilfe berichten können. 

TOP 10 Vorstellung der Ergebnisse der Studie »Das ist mein Recht! – Verwirkli-
chung der UN-Kinderrechtskonvention in Sachsen aus der Perspektive 
sächsischer Kinder und Jugendlicher« | Berichterstattung: Frau  
Rüthrich/Sächsische Kinder- und Jugendbeauftragte 

Der Vorsitzende übergibt das Wort an Frau Rüthrich. 

Frau Rüthrich dankt für die Einladung und berichtet zu folgenden Punkten ihrer Präsentation 
(siehe Anlage): 

1. Worum geht´s? 
2. Ergebnisse im Überblick 
3. Ausgewählte Detailergebnisse 
4. »Blinde Flecken« - Vergleich: Erwachsene & junge Menschen 
5. Wünsche der Kinder (Auswahl) 
6. Handlungsempfehlungen 
7. Was seitdem geschah – und was geschehen sollte 

Zusammengefasst geht es um eine bessere Verzahnung und Verbindlichkeit im Kinder- und 
Jugendgesetz, damit Schutz, Beteiligung, Teilhabe, Inklusion und Förderung von Kindern und 
Jugendlichen wirksam und nachhaltig umgesetzt werden kann. 

Herr Kirsten weist auf die Schwierigkeit in der Umsetzung des § 47a der Sächsischen Ge-
meindeordnung »Beteiligung von Kindern und Jugendlichen« hin. Die Gemeinde soll bei Pla-
nungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in 
angemessener Weise beteiligen. Hierzu soll die Gemeinde geeignete Verfahren entwickeln 
und durchführen. Aber wie erreicht man Jugendliche in der Breite, sich zu beteiligen? 

Frau Rüthrich bestätigt die Schwierigkeit in der Umsetzung durch die Verwaltung. Auf Lan-
desebene wird derzeit versucht, einen Beirat zu installieren. Ziel soll sein, die Rahmenbedin-
gungen vor Ort zu erkunden, um gezielt die Kinder und Jugendlichen innerhalb ihres Lebens-
raumes einbeziehen zu können. Vorstellbar wäre das Aufsuchen der Betroffenen, z. B. durch 
Schulwegbegehungen, an Bahnhofsvorplätzen, um Befragungen durchführen zu können. 
Grundsätzlich haben die Kinder und Jugendlichen nach der UN Kinderrechtskonvention und 
nach der Gemeindeordnung das Recht auf Beteiligung. Das gilt auch für den Wohngebiets-
umbau sowie auch für Haushaltsdiskussionen. 

Herr Hanisch verweist in diesem Zusammenhang auf die Servicestelle Kinder- und Jugend-
beteiligung Sachsen, ein Projekt in Trägerschaft des Kinder- und Jugendring Sachsen e. V., 
dessen Leitung ihm obliegt. Genau mit diesem Fragen beschäftige sich tagtäglich diese Ser-
vicestelle. Er läd Herrn Kirsten und andere Interessierte ein, zu diesem Thema ins Gespräch 
zu kommen, um sich über Erfahrungswerte informieren zu können. 

Frau Georgi bestätigt die Schwierigkeit in der Umsetzung. Nach einer Veranstaltung mit allen 
Jugendamtsleitungen ist in der Stadt Chemnitz eine Mitarbeiterin für alle Beteiligungsverfahren 
zuständig. Der Oberbürgermeister führt jährliche eine Jugendkonferenz durch. Die Gründung 
eines Kinder- und Jugendparlament ist jedoch gescheitert. 

Es gibt keine weiteren Fragen. Der Vorsitzende dankt für die Ausführungen. 
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TOP 11 Bericht zum aktuellen Sachstand zur Umsetzung/Ausgestaltung des § 4a 
SGB VIII »Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung« | 
Berichterstattung: Frau Georgi/Sächsischer Städte- und Gemeindetag; Herr 
Birkner/Verwaltung des LJA 

Herr Hitzig führt in die Sachlage ein. In der letzten Sitzung des LJHA wurde innerhalb der 
Diskussion zum damaligen Entwurf zur Jugendhilfeplanung zu Aufgaben und Leistungen der 
überörtlichen Jugendverbände, Dachorganisationen und Fachstellen insbesondere im Bereich 
§§ 11-14 SGB VIII 2026-2030 seitens einiger Mitglieder moniert, dass die Formulierung »ins-
besondere« im Bereich der §§ 11-14 SGB VIII zu kurz greife. An dieser Stelle wurde die Selbst-
vertretung vermisst. Es wurde für die Aufnahme eines Passus zu § 4a SGB VIII »Selbstorga-
nisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung« plädiert. Dieser Vorschlag wurde jedoch 
verworfen, verbunden mit dem gleichzeitigen Angebot, die Thematik innerhalb der Arbeit der 
Unterausschüsse zu berücksichtigen. 

Zum Sitzungsende bat Herr Borchert darum, dass in der heutigen Sitzung zum aktuellen Sach-
stand zur Umsetzung/Ausgestaltung des § 4a SGB VIII berichtet wird. Sein Anliegen richtete 
er explizit an Frau Georgi (Sächsischer Städte- und Gemeindetag), Frau Sommerfeld (Säch-
sischer Landkreistag) und die Verwaltung des LJA. Der Vorsitzende übergibt das Wort zu-
nächst an die Verwaltung des LJA.  

Herr Birkner informiert, dass Frau Sommerfeld (heute nicht anwesend) ihre Zuarbeit im Nach-
gang für das Protokoll zur Verfügung stellen wird (siehe Ende TOP 11). Er erläutert, dass mit 
§ 4a SGB VIII durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 2021 eine dritte Instanz in der 
Kinder- und Jugendhilfe geschaffen wurde: selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbst-
vertretung. Ursprünglich vor allem für junge Menschen aus Einrichtungen gedacht, umfasst 
dies inzwischen auch viele Verbände und Vereine, wie Väteraufbruch und den Zusammen-
schluss von Pflege- und Adoptiveltern. Der Gesetzgeber hat die Wirksamkeit dieser Zusam-
menschlüsse vor allem auf der kommunalen Ebene verortet, da dort die praktische Ausgestal-
tung der Jugendhilfe erfolgt. 

Herr Birkner weist auf den Landesrechtsvorbehalt hin: In Sachsen gilt § 4a SGB VIII nur für 
die kommunale Ebene. In den örtlichen Jugendhilfeausschüssen sollen die selbstorganisierten 
Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung ein oder zwei Stimmen erhalten. Für den LJHA gilt 
dies nicht, da dort keine entsprechende Wirkmacht gesehen wird. Öffentliche Träger sind ver-
pflichtet, solche Zusammenschlüsse zu fördern. Förderung meint jedoch nicht finanzielle Un-
terstützung, sondern strukturelle Hilfen, etwa beim Aufbau und Initiieren von Zusammen-
schlüssen, der Bereitstellung von Räumen sowie der Sicherstellung von Beteiligungsmöglich-
keiten im Rahmen der Jugendhilfeplanung. 

Die Verwaltung des LJA arbeitet auf Landesebene mit Arbeitsgruppen zusammen und steht 
im regelmäßigen Austausch mit Initiativen, wie den Careleavern. Auf Bundesebene hat sich  
z. B. ein Zusammenschluss zur Selbstvertretung von Pflegefamilien gebildet, der sich zwecks 
Anerkennung an die Bundesarbeitsgemeinschaft Landesjugendämter gewandt hat. Die Lan-
desjugendämter betonen jedoch, dass die Hauptwirksamkeit auf der kommunalen Ebene liegt, 
da Empfehlungen auf Landesebene – wie aktuell zur Überarbeitung des § 33 SGB VIII unter 
Beteiligung Betroffener – lediglich Empfehlungscharakter haben und die praktische Umset-
zung durch die Kommunen erfolgt. 

Nachfolgend berichtet Frau Georgi, dass alle drei Großstädte (Chemnitz, Leipzig, Dresden) 
sich mit der Umsetzung von § 4a SGB VIII und der Frage, wie »selbstorganisierte Zusammen-
schlüsse«“ konkret definiert werden, befassen. Dabei bestehen unterschiedliche Vorstellun-
gen und Auslegungen. 
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Dresden: Entwicklung eines Konzepts in Zusammenarbeit mit der Internationalen Hoch-
schule, im Mai 2025 im Jugendhilfeausschuss vorgestellt; aktuell Erarbeitung von Vorschlägen 
zur Implementierung. 

Leipzig: Fortlaufender Abstimmungsprozess, insbesondere mit dem Kinder- und Jugendhilfe-
rechtsverein; zentrale Frage ist die institutionelle Verankerung der Selbstvertretungen. 

Chemnitz: Eigenes Konzept (Februar 2025 im Jugendhilfeausschuss abgestimmt), Satzung 
des Jugendamtes im April 2025 geändert, um zwei beratende Vertreter der Selbstvertretung 
im Jugendhilfeausschuss zu beteiligen. Trotz öffentlicher Ausschreibung gingen bislang keine 
Bewerbungen ein. 

Frau Georgi betont, dass dieses Problem nicht nur Chemnitz betrifft: Laut Kommunaler Ge-
meinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) gebe es bundesweit bisher keine Kom-
mune, in der selbstorganisierte Zusammenschlüsse tatsächlich in Jugendhilfeausschüsse ein-
gebunden sind. 

Frau Thurm ergänzt, dass ihrer Meinung nach auf Landesebene in Schleswig-Holstein und in 
Bayern jeweils Sitze eingerichtet wurden. 

Herr Borchert bringt folgende Gedanken zur Definition und praktischen Umsetzung von 
selbstorganisierten Zusammenschlüssen ein: Er verweist auf unterschiedliche Rechtsauffas-
sungen und betont die Unsicherheit, ob feste Sitze in Jugendhilfeausschüssen sinnvoll sind. 
Problematisch seien u. a. die geringe Zahl potenzieller Gruppen, ihre heterogene Zusammen-
setzung, zeitlich begrenzte Mitwirkung (z. B. junger Menschen) sowie lange Wege in großen 
Landkreisen (Möglichkeit der hybriden Teilnahme). Dauerhafte, festgeschriebene Sitze über 
einen Zeitraum von fünf Jahren hält er für pädagogisch fragwürdig. Ist es möglich auf dauer-
hafte und persönliche Benennungen zu verzichten? Wäre seitens des LJHA eine Steuerung 
dazu möglich? 

Laut Frau Georgi sind erst im Umgang mit der Thematik Probleme aufgetaucht sind. Eine 
vorherige Beteiligung zum Gesetz war leider nicht gegeben. Aufgrund nicht vorhandener Er-
fahrungen hat sich jede Stadt selbst »auf den Weg gemacht«. Für die Umsetzung einer hybri-
den Teilnahme müsste die Geschäftsordnung geändert werden (dann aber auch für alle Insti-
tutionen). Die Besetzung erfolgt immer analog der Amtsdauer des Jugendhilfeausschusses. 
Jedoch kann das Mandat jederzeit niedergelegt werden und eine Nachbesetzung in die Wege 
geleitet werden. Laut Herrn Birkner kann nur im Bundesgesetz eine Änderung zur Besetzung 
der stimmberechtigten oder beratenden Mitglieder in den örtlichen Ausschüssen geregelt wer-
den. Danach gelten die Allgemeinbestimmungen des jeweiligen Ausschusses. Die Verände-
rung mit dem Ziel, eine größere Beteiligung der Kinder und Jugendlichen zu erreichen, wäre 
wohl nur über eine Evaluation möglich. Eine spezielle Regelung für nur eine Zielgruppe ist 
nicht möglich. Eine Nachschärfung durch den Bundesgesetzgeber ist zwingend. 

NACHTRAG zum Protokoll 
Angekündigte Zuarbeit von Frau Sommerfeld: 
Gemäß § 4 a SGB VIII arbeitet die öffentliche Jugendhilfe mit den selbstorganisierten Zusam-
menschlüssen zusammen und wirkt auf eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit diesen 
innerhalb der freien Jugendhilfe hin. Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten 
Zusammenschlüsse nach Maßgabe dieses Buches anregen und fördern. Selbstorganisierte 
Zusammenschlüsse sind dabei nach Abs. 1 solche, in denen sich nicht in berufsständische 
Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eingebundene Personen, insbesondere Leis-
tungsberechtigte und Leistungsempfänger nach diesem Buch sowie ehrenamtlich in der Kin-
der- und Jugendhilfe tätige Personen, nicht nur vorübergehend mit dem Ziel zusammenschlie-
ßen, Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und Jugendhilfe zu unterstützen, zu begleiten 
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und zu fördern, sowie Selbsthilfekontaktstellen. Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl in-
nerhalb von Einrichtungen und Institutionen als auch im Rahmen gesellschaftlichen Engage-
ments zur Wahrnehmung eigener Interessen sowie die verschiedenen Formen der Selbsthilfe. 

Diese Regelung wurde durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz vom 03.06.2021 neu in 
das SGB VIII aufgenommen. Die Intention der Regelung wird von uns unterstützt, jedoch ist 
ebenso anzumerken, dass es in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereitet, derartige 
selbstorganisierte Zusammenschlüsse zu identifizieren. Darauf hatten die Kommunalen Spit-
zenverbände in diversen Stellungnahmen auch immer wieder hingewiesen. 

Die sächsischen Landkreise haben sich vor diesem Hintergrund neben individuellen Befas-
sungen in den Landkreisen auch in der Sitzung der AG Jugendamtsleiter vom 15. November 
2025 mit Frau Büttner von der Sächsischen Jugendstiftung und Herrn Borchert von der Land-
jugend Sachsen eng zum Thema ausgetauscht, wobei die Einbeziehung selbstorganisierter 
Zusammenschlüsse gemäß § 4a SBG VIII und § 5 Abs. 1 Nr. 10 LJHG in die Kinder- und 
Jugendarbeit bzw. in die örtlichen Jugendhilfeausschüsse im Vordergrund stand. Als Grund-
satzfrage stand und steht für die Einbeziehung wie auch für die weiteren Aufgabenstellungen 
des § 4a SGB VIII die Frage der Identifizierung. 

Herr Borchert wies seinerzeit auf das bei der Stadt Dresden angestoßene Projekt zur Identifi-
zierung der selbstorganisierten Zusammenschlüsse hin, welche die Internationale Hochschule 
mit der Entwicklung eines Umsetzungsprojektes beauftragt hat. Inzwischen liegt das Konzept 
vor. Die Stadt Dresden hat es u. a. im Mai 2025 auf dem Deutschen Kinder- und Jugendhilfetag 
in Leipzig vorgestellt. Stets hat die Stadt dabei betont, dass es für die Umsetzung auch finan-
zieller Mittel bedarf. Wie weit die Umsetzung des Konzeptes in Dresden aktuell fortgeschritten 
ist, insbesondere ob und wie die Befassung in den relevanten Gremien vorangeschritten ist, 
wieviele und welche Zusammenschlüsse identifiziert wurden und wie das Interesse dieser an 
einer Einbindung auch in die Ausschussarbeit ist, ist uns nicht bekannt. Es bleibt hier aber 
anzuregen, Ergebnisse und das konkrete Projekt aus Dresden in einer der nächsten Jugend-
amtsleiterberatungen des Landesjugendamtes mit den Jugendamtsleitungen der sächsischen 
Jugendämter einmal vorzustellen und herauszuarbeiten, ob und wie dieses auch für die länd-
lichen Räume adaptiert werden kann. 

Unabhängig vom Projekt in Dresden haben sich natürlich auch die sächsischen Landkreise 
mit der Frage der Umsetzung des § 4 a SGB VIII befasst. So wurde z. B. neben der Anpassung 
der entsprechenden Satzungen im Zuge der Neubildung der örtlichen Jugendhilfeausschüsse 
öffentlichkeitswirksam auf das Thema aufmerksam gemacht, um selbstorganisierte Zusam-
menschlüsse zu identifizieren und diese einzubinden. Weitestgehend blieben diese Aufrufe 
erfolglos, werden aber dennoch weiterhin immer wieder getätigt. Auf eigene Ermittlungen hin 
wurden v. a. Pflegeelternvertretungen sowie der Kreisschülerrat wie auch der Kreiselternrat 
als mögliche selbstorganisierte Zusammenschlüsse ins Auge gefasst. Ob sie tatsächlich als 
solche nach § 4 a SGB VIII einzustufen sind, wird zum Teil noch geprüft. Zur Einstufung von 
Kreiselternrat und Kreisschülerrat als selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach § 4a  
SGB VIII hat das DIJuF inzwischen auf Anfrage eines sächsischen Landkreises eine Negativ-
bewertung erteilt. 

Selbst wenn eine Prüfung aber positiv ist, ist dies allein jedoch gerade für die Ausschussarbeit 
nicht ausreichend, es bedarf auch eines Wunsches zur Mitwirkung seitens der identifizierten 
Akteure. Dies ist nicht immer gegeben. 

Selbstvertretungen in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe werden von den Jugendäm-
tern ausdrücklich befürwortet und unterstützt, laufen aber unter der originären Verantwortung 
der jeweiligen Einrichtungen. 

Abschließend darf ich auf Hinweis des Landkreises Meißen darauf hinwiesen, dass es in der 
Zeitschrift »Das Jugendamt« des DiJuF, Heft 2/2022, Seite 61 eine kurze Darstellung zum  
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§ 4a SGB VIII gibt, die insbesondere auch noch einmal die Herausforderungen bei der Umset-
zung für die öffentlichen Jugendhilfeträger adressiert. Eine gute bundesweite Übersicht gibt 
zudem das »Datenhandbuch Ergebnisse der Online-Befragung zur Bestandsaufnahme der 
Umsetzung des § 4a SGB VIII bei Jugendämtern« des Bundesverbandes für Erziehungshilfe 
e. V. vom 04. März 2025, an der sich auch alle 13 sächsischen Jugendämter beteiligt haben. 

TOP 12 Berichte aus den Unterausschüssen 

Alle vier Unterausschüsse befassten sich mit heute eingebrachten Themen/Beschlussanträ-
gen. 

TOP 13 Informationen des Vorsitzenden des LJHA und der Verwaltung des 
Landesjugendamtes 

TOP 13.1 Informationen des Vorsitzenden 

Herr Hitzig plant, alle sächsischen Jugendämter zu Einzelgesprächen zu besuchen. Über die 
gewonnenen Erkenntnisse wird er im LJHA berichten. Ebenso wird er an den Sitzungen der 
Unterausschüsse im November teilnehmen. 

TOP 13.2 Informationen der Verwaltung 

Herr Birkner teilt mit, dass mit E-Mail vom 17. Juli 2025 das SMK der Geschäftsstelle des 
LJHA den Referentenentwurf zur Verordnung des SMK zur Umsetzung der 
Neuregelungen in der Kindertagesbetreuung durch das Haushaltsbegleitgesetz 
2025/2026 übersandte mit der Bitte um Stellungnahme bis 20. August 2025. Aufgrund der 
engen Terminschiene war eine Befassung im zuständigen UA 2 nicht umsetzbar. Im Auftrag 
des Vorsitzenden des LJHA wurde dem SMK per E-Mail vom 5. August deshalb mitgeteilt, 
dass der LJHA auf eine Stellungnahme verzichtet. Gleichzeitig wurde auf die bereits am 12. 
April 2025 verabschiedete Stellungnahme des LJHA zum Haushaltsbegleitgesetz 2025/26 
verwiesen, an der unverändert festhalten wird. 

Die nächste Tagung der Jugendamtsleitungen findet am 3. und 4. November im Berufsförde-
rungswerk in Dresden statt. Ein Thema wird u. a. das HzE-Portal sein. Das ist ein gemeinsa-
mes Portal, wo stationäre Hilfe für junge Menschen gefunden werden kann. Ebenso wird das 
Thema Schnittstelle Kinder- und Jugendpsychiatrie/Kinder- und Jugendhilfe wieder aufgeru-
fen. Dieses Mal liegt der Fokus auf § 35a »Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit 
seelischer Behinderung oder drohender seelischer Behinderung«. Zusätzlich wird Herr Birkner 
über das Ergebnis einer bundesweiten Abfrage der BAGLJÄ zum Umsetzungstand »Verfah-
renslotsen« berichten. Dieselbe Berichterstattung erfolgt in der nächsten LJHA-Sitzung. 

Nachfolgend geht er auf die von Herrn Borchert eingereichten Fragen ein. Diese betreffen 
neben der Verwaltung des LJA auch das SMS, das SMK sowie den KSV (die Antworten von 
Frau Auerbach/KSV werden nachfolgend an den entsprechen Stellen mit aufgenommen): 

Wann können die kreisfreien Städte und die Landkreise mit der Bescheidung der Jugendpau-
schale für 2026 rechnen? Ist dies haushaltsrechtlich schon in diesem Jahr möglich aufgrund 
des Doppelhaushaltes? 
Nach Mitteilung des SMS und sowie der im Doppelhaushalt (DHH) 2025/2026 zur Verfügung 
stehenden Verpflichtungsermächtigungen (VE) in 2025 können die Mittel für 2026 entspre-
chend bei Mittelvorlage beschieden werden; Das Rundschreiben Förderrichtlinie (FRL) Ju-
gendpauschale ist seitens des KSV erstellt, mit dem SMS abgestimmt und am 15. September 
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2025 den Landkreisen und kreisfreien Städten übermittelt worden, sodass eine Antragstellung 
für 2026 möglich ist. 

Wissen die kreisfreien Städte und die Landkreise bereits im Vorfeld der Beantragung oder kurz 
nach dem Antragsschluss (30.11.2025) wie hoch die Jugendpauschale 2026 für sie jeweils 
ausfallen wird? Gibt es dazu ein standardisiertes Rechnungsverfahren und wenn ja, a) wie 
funktioniert dieses und b) wie hoch sind die Einzelzuweisungen für 2026? 
Die Höhe Jugendpauschale setzt sich zusammen aus: Zahl der am 31. Dezember des Vorjah-
res der Antragstellung jungen Menschen unter 27 Jahren multipliziert mit der Grundpauschale 
(derzeit 14,50 EUR). Das können sich die Jugendämter selber ausrechnen. Steht im Haus-
haltsansatz mehr Geld zur Verfügung, werden diese übrigen Mittel per Rangzahlenverfahren 
verteilt. Grundsätzlich lässt sich diese zusätzliche Verteilung auch ausrechnen. In der Anlage 
der FRL Jugendpauschale wird das Verfahren erklärt. Allerdings wissen die Jugendämter 
nicht, wie viel Mittel tatsächlich zugewiesen werden. In der Anlage befindet sich eine Tabelle 
mit Rechengrößen Jugendpauschale 2026. 

Ist es richtig, dass die Kommunen zum Beantragen bzw. Abrufen der Jugendpauschale einen 
Maßnahmeplan als Teilaspekt der Jugendhilfeplanung vorhalten müssen? Welche Kriterien 
müssen diese Maßnahmepläne erfüllen und wer prüft diese ab? 
Nein. Im Pkt. 4.3a FRL Jugendpauschale ist festgelegt, dass Zuwendungen durch den Frei-
staat Sachsen gewährt werden, wenn die Fördergegenstände Bestandteil der örtlichen Ju-
gendhilfeplanung sind. Dies müssen die Antragssteller bei der Beantragung zusichern. För-
dergegenstände sind lt. Pkt. Angebote: Angebote und Leistungen a) der Jugendarbeit und 
Jugendverbandsarbeit, b) der Jugendsozialarbeit, c) des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes, d) der Jugendgerichtshilfe sowie e) für Familienbildung und familienunterstützende 
Beratung, soweit sie in der Planungsverantwortung des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-
gendhilfe liegen. Es sind im DHH für keine Richtlinie des Referates 42/SMS Verpflichtungser-
mächtigungen in 2025 für 2026 – außer der FRL Jugendpauschale – vorgesehen. 

Wann ist mit der Bescheidung für 2026 im Rahmen der FRL Überörtlicher Bedarf und Weiter-
entwicklung zu rechnen? 
FRL Weiterentwicklung: die Bescheidung wird voraussichtlich im ersten und zweiten Quartal 
2026 nach Zuweisung von Kassenmitteln durch das SMS erfolgen. 
FRL überörtlicher Bedarf: die Bescheiderstellung ist einmal abhängig von der Mittelverfügbar-
keit sowie von der Vorlage der jugendhilfeplanerischen Stellungnahmen; da keine VE´s zur 
Verfügung stehen, ist für jeden Antrag eine Stellungnahme erforderlich; angestrebt wird hier 
eine Bescheidung der grundlegenden Leistungen im 1. Quartal 2026. 

Ist für die Dauer der neuen Landesjugendhilfeplanung 2026-2030 das gleiche Antrags- und 
Bewilligungsverfahren über die Dauer von fünf Jahren für die FRL Überörtlicher Bedarf ange-
dacht, wie es von 2021-2025 im Rahmen des »Pakt für die Jugend« umgesetzt wurde? 
Nein. In diesem Haushaltsjahr stehen keine VE´s zur Verfügung; Entsprechend können in die-
sem Jahr nur Mittel für 2026 beantragt werden; Im DHH sind derzeit VE´s im Jahr 2026 für 
2027 und 2028 vorgesehen; Somit können im Haushaltsvollzug 2026 die im HH-Plan einge-
stellten VE´s in Höhe von 5 Mio. EUR fällig in 2027 und 4,77 Mio. Mio fällig in 2028 in Anspruch 
genommen werden und für mehrjährige Bewilligungen verwendet werden; der KSV wird durch 
das SMS im Jahr 2026 informiert, ob das Staatsministerium für Finanzen (SMF) Einschrän-
kungen bei der Inanspruchnahme der VE verhängt; Es ist jedoch jetzt schon ersichtlich, dass 
die VE´s nicht für alle Personalausgaben Stand 2025 reichen werden. 

Während des Verlesens und der gleichzeitigen Beantwortung der eingereichten umfangrei-
chen Fragen von Herrn Borchert, sind einige Mitglieder über die Form des Vorgehens irritiert. 
Der Vorsitzende erläutert, dass im Vorfeld der Sitzung Fragen an die OLJB und den KSV ein-
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gereicht werden können. Damit soll gewährleistet werden, dass diese auch innerhalb der Sit-
zung durch die Betroffenen beantwortet werden können. Letztlich erfordere das Sammeln die-
ser Informationen bzw. deren Recherche einen nicht zu unterschätzenden Arbeitsaufwand. 
In der Folge bietet Herr Birkner an, die explizit an SMS und KSV gerichteten Fragen inklusive 
der Beantwortung im Protokoll aufzunehmen. 

Mit dem Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Jugendli-
chen (Inkrafttreten: 1. Juli 2025) wurde § 9b SGB VIII eingeführt. Danach haben Personen bei 
berechtigtem Interesse das Recht auf Einsicht und Auskunft in die sie als Minderjährige be-
treffenden Erziehungshilfe-, Eingliederungshilfe-, Heim- oder Vormundschaftsakten. Zugleich 
ist geregelt, dass diese Akten nach Vollendung des 30. Lebensjahres der betroffenen Person 
und unabhängig von sonstigen Löschregelungen 70 Jahre lang aufzubewahren sind. Dement-
sprechend sollen Vereinbarungen der örtlichen Jugendämter mit Trägern der Jugendhilfe ab-
geschlossen werden. Zur Klausur der Fachreferenten der Liga in Sachsen wurde das auch 
thematisiert. Da einiges in der Umsetzung abschließend nicht geklärt ist, sind einige freie Trä-
ger derzeit zurückhaltend. Gerade bei der Aufbewahrungsfrist der Unterlagen der freien Trä-
ger, welche auf 100 Jahre ausgeweitet wurde, ist fraglich, wer die Aufbewahrung finanziert 
oder was passiert, wenn ein Träger nicht mehr existiert (Rechtsnachfolge). Es stellt sich auch 
die Frage, weshalb diese lange Aufbewahrungsfrist nicht auch für die Jugendämter gilt. Aus 
diesem Grund hat die BAGLJÄ eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe gebildet. Deren Aufgabe ist die 
Erstellung einer Empfehlung für das gesamte Bundesgebiet. Nach Verabschiedung durch die 
BAGLJÄ soll diese als Orientierungshilfe für die Jugendämter und freien Träger gelten. Das 
Gesetz gilt seit 1. Juli 2025. Durch das knappe Gesetzgebungsverfahren war eine Vorberei-
tung leider nicht möglich. Leider bestehen einige Unschärfen im Gesetz. Er regt an, dieses 
Thema ebenso im LJHA zu behandeln, um entstandenen Unmut in den Landkreisen abzuhel-
fen. 

Frau Wiedmann berichtet dazu, dass schon Vereinbarungen vorgelegt werden, mit der Maß-
gabe, wenn diese nicht unterzeichnet werden, dann würde jegliches weitere Tun für die Träger 
erlöschen! Sie äußert im Namen der Liga den Wunsch nach einem Schreiben der OLJB/des 
LJA an die Jugendämter vor Ort zum weiteren Verfahren. Es könnte die Info gestreut werden, 
dass es diese Empfehlung geben wird. Laut Aussage des Leiters des LJA erfolgt die Umset-
zung auf kommunaler Ebene. Weder das LJA noch der LJHA haben Befugnis, diesbezüglich 
Weisungen zu erteilen. Frau Georgi bekräftigt die Aussage von Herr Birkner. Die Stadt Chem-
nitz hat alle Träger angeschrieben und gebeten, die Akten nicht zu vernichten. Es wäre über-
legenswert, in die Leistungsvereinbarungen aufzunehmen, wo die Akten aufbewahrt werden, 
wer das finanziert und wie gespeichert werden soll. Dazu sollte zeitnah eine Entscheidung 
getroffen werden. 

TOP 14 Informationen der Obersten Landesjugendbehörden und des 
Kommunalen Sozialverbandes Sachsen (KSV) 

TOP 14.1 Informationen des SMS 

(nicht anwesend) 

NACHTRAG zum Protokoll 
Zuarbeiten von Frau Pallas: 

Verordnung des SMS zur Errichtung und Finanzierung von Ombudsstellen in der Kinder- und 
Jugendhilfe« (Jugendhilfe-Ombudsstellenverordnung – JuHiOmbudVO): Liegt aktuell beim 
Normprüfausschuss und Normenkontrollrat, keine Kabinettspflicht; erst dann Interessenbe-
kundungsverfahren möglich 
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Überarbeitung FRL überörtlicher Bedarf:  Weiterhin Arbeit am Referentenentwurf, Work-
shop in den ersten beiden Novemberwochen geplant 

Verwaltungskostenpauschale unbegleitet minderjähriger Ausländer (umA): Weiterhin in Ab-
stimmung mit dem Sächsischen Staatsministerium für Finanzen (SMF) 

FRL Präventiver Kinderschutz und Frühe Hilfen (PKFH): Weiterhin Arbeit unter Hochdruck, 
Neuberechnung Sockelbetrag; Sensibilisiert für Anliegen auch auf Bundeseben Verteilschlüs-
sel anzupassen mit wenig Aussicht auf Erfolg 

Deutscher Jugendhilfetag (DJHT): Abschlussveranstaltung - gemeinsamer Ausklang; Einla-
dung alle Mitwirkenden DJHT (Messefläche, Fachveranstaltungen, Träger, Referate und Co); 
02.10.2025, 15-17:00 Uhr, SMK/SMF Raum 402 sowie angrenzendes Foyer, kleiner Imbiss 
und Getränke für alle geplant; kurze Vorstellung Zahlen, Daten, Fakten zum 18. DJHT, Besu-
cherrekordzahl 42.000; 100 sächsische Träger und Projekte auf Messefläche (1.700m²); Nach-
haltigkeitsrekord bei Messe Leipzig - nie so wenig Müll; Kleiner Impuls zum Leitthema Ostnar-
rative; offene Diskussion in der Fishbowl mit der Leitfrage: Was hat der DJHT bewirkt? Für 
Beteiligte wollen wir Messeausstattungen zur Weiternutzung übergeben (eigene Trägerschil-
der, Stoffe, Kulis, Klemmbretter, Kaffeebecher, Papphocker – Umfang noch in Klärung, muss 
haushälterisch abgesichert sein; Möglichkeit bei anschließendem Get-Together miteinander 
und mit Vertreter/-innen des SMK/SMS ins Gespräch zu kommen 

TOP 14.2 Informationen des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus (SMK) 

(Frau Göpfert; Bereich Kindertagesbetreuung - nicht anwesend) 

NACHTRAG zum Protokoll: 
Zuarbeiten von Frau Göpfert befinden sich in der Anlage (insgesamt 6 Anlagen) 

(Herr Darmstadt; schulischer Bereich - nicht anwesend) 

NACHTRAG zum Protokoll: 
Anfragen von Herr Borchert. Hintergrund ist der Folgende: 

Die Fortschreibung des Handlungskonzeptes »W wie Werte« war sehr wichtig, da dort die 
Grundlage für politische (Demokratiebildung) an Schule gelegt und fortgeschrieben wird. Diese 
ist auch für Jugendarbeit wichtig, da Demokratiebildung nicht nur zwischen Schulschluss und 
Abendessen stattfinden kann, sondern in allen Lebensbereichen junger Menschen enthalten 
sein sollte. Dies im Besonderen mit dem Blick auf Bildungspartnerschaften/Kooperationen zwi-
schen Jugendarbeit und Schule. 

Die Fortschreibung legt viele sehr klug durchdachte Maßnahmen fest, welche durch Schule, 
außerschulische Partner und schulbegleitende Systeme umgesetzt werden sollen und jungen 
Menschen das Hineinwachsen in demokratische Gesellschaft ermöglichen. Was in den aktu-
ellen Zeiten zunehmender Ablehnung demokratischer Werte unabdingbar ist. Da dieses Hand-
lungskonzept eigenständig existiert, wurde es im Bildungsland 2030 nicht separat verankert 
und muss entsprechend separat betrachtet und umgesetzt werden. 

Diesbezüglich bat Herr Borchert um Beantwortung folgender Fragen: 

a) Welche Handlungsempfehlungen in den jeweiligen Handlungsfeldern bereits umgesetzt 
werden? 

b) Welche Maßnahmen aus den an Schule bestehenden Strukturen ohne zusätzliche Haus-
haltsmittel umgesetzt werden können? 

c) Welche Maßnahmen für die Umsetzung zusätzliche Strukturen und Haushaltsmittel be-
nötigen? 
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Bezogen auf die Teilfrage »c)« bat er um die Beantwortung folgender weiterer Fragen: 

 Sind die dafür notwendigen Mittel im Haushalt 25/26 oder 27/28 eingestellt? 

 In welchem Format wird eine diesbezügliche Mittelvergabe erfolgen (Förderrichtlinie, 
Vergabe, o.a.)? 

 Und welche Zeitschiene ist dafür vorgesehen? 

Hier die grundsätzliche Beantwortung der Fragen durch das SMK: 

Das fortgeschriebene Handlungskonzept „W wie Werte“ wurde am 2. Februar 2024 vom Ex-
pertengremium an das SMK übergeben. Im Anschluss wurden die Organisationseinheiten im 
Geschäftsbereich des SMK um eine Umsetzungseinschätzung und -planung gebeten. Auf der 
Grundlage dieser Zuarbeiten hat sich das federführende Referat 36 mit der Koordination des 
Strategieprozesses „Bildungsland Sachsen 2030“ zusammengesetzt, um Schnittstellen zu 
identifizieren und Prozesse abzustimmen.  

Parallel dazu wurde das Landesamt für Schule und Bildung beauftragt, Konzepte für einige 
der in der Umsetzungseinschätzung und -bewertung als prioritär identifizierten Handlungs-
empfehlungen zu entwickeln. Tatsächlich liegen hier erste Ergebnisse und Teilergebnisse vor. 

Am 14. November 2025 wird es im SMK eine Runde zwischen Herrn Staatsminister Clemens 
und den Mitgliedern des Expertengremiums geben, wo es eine erste Bilanz und fachliche Dis-
kussion des bisherigen Prozesses gibt. Bis dahin ist keine Außenkommunikation zum aktuel-
len Stand beabsichtigt, wofür ich um Verständnis bitte. 

Es ist nicht unwichtig zu erwähnen, dass die mit der Landtagswahl 2024 einhergehenden Pro-
zesse – wie z. B. Regierungsbildung, Umressortierung, Vorläufige Haushaltsführung – auch 
nicht unbedingt förderlich waren für bruchstellenfreie Planungs- und Umsetzungsprozesse bil-
dungspolitischer Art. Positiv zu bewerten ist aber, dass die aktuelle Regierungskoalition im 
Koalitionsvertrag explizit darauf Bezug nimmt: „Schule ist ein Erfahrungsraum – vielfältige 
Möglichkeiten zur Mitsprache, Mitgestaltung und Mitbestimmung können den Schulalltag ge-
stalten und zu einem positiven Schulklima beitragen. Mit Blick auf Schulkultur, Unterrichtsent-
wicklung und außerschulisches Lernen werden wir das fortgeschriebene Konzept „W wie 
Werte“ umsetzen und dadurch die politische Bildung an Schulen stärken.“ 

Die für die jeweiligen Projektplanungen notwendigen Mittel konnten ob der Vorlauffristen für 
das Haushaltsaufstellungsverfahren im DHH 2025/26 nur bedingt (zuvorderst für die Versteti-
gung der laufenden Maßnahmen aus dem ersten Handlungskonzept) angemeldet werden, weil 
schlicht die Planungsprozesse noch nicht so weit waren, diese werden aber im anstehenden 
Haushaltsaufstellungsverfahren für den DHH 2027/28 Beachtung finden.« 

TOP 14.3 Informationen des Kommunalen Sozialverbandes Sachsen (KSV) 

Frau Auerbach geht auf die von Herrn Borchert eingereichten Fragen zum 
Verwendungsnachweis (VN) für die Förderrichtlinie Schulsozialarbeit ein, welcher überarbeitet 
Mitte des Jahres auf der KSV-Homepage online gestellt wurde: 

Was war Hintergrund dieser Überarbeitung? 
Welche Zielstellung bzw. Maßgaben sind damit verfolgt wurden? 
Welche Instanzen waren an der Überarbeitung beteiligt? 
Waren die kommunalen Jugendämter an der Überarbeitung beteiligt? Wenn nicht, gibt es 
bereits Rückmeldungen von diesen zum neuen VN? 
Wer ist mit der Auswertung des VN beauftragt? 
Wie genau wird die Gesamtheit der Sachberichte ausgewertet? Welche Schlüsse können aus 
der Auswertung für die landesweite Einschätzung des Handlungsfeldes gezogen werden und 
welche Rückkoppelung an die kommunalen Jugendämter sind angedacht? 
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Zusammenfassend antwortet Frau Auerbach wie folgt: In Bezug auf die Anfragen zur 
Neuerstellung der Verwendungsnachweise für die FRL Schulsozialarbeit kann gesagt werden, 
dass der Hintergrund hierfür zum einen der bereits schon ehemals geäußerte Wunsch der 
Landkreise und kreisfreien Städte nach einem standardisierten Sachberichtsmuster und zum 
anderen die neue überarbeitete Richtlinie war. Mit der novellierten Richtlinie (RL) schlossen 
die Zuwendungserstempfänger erstmals eine Kooperationsvereinbarung mit dem LJA ab, in 
welcher z. B. Zielstellungen für die Schulsozialarbeit vereinbart wurden. Im neuen Sachbericht 
wird u. a. der Erfüllungsstatus dieser Ziele abgefragt. Die Anlagen wurden überarbeitet und an 
die Vorgaben der novellierten RL angepasst. Die Neuerstellung der Vordrucke erfolgte in 
enger Zusammenarbeit mit dem LJA. Die Jugendämter wurden nicht beteiligt und eine 
Rückmeldung seitens derer erfolgte bisher noch nicht, da die neuen Vordrucke erstmals zum 
31.12.2026 eingereicht werden müssen. Ziel ist es, eine vergleichbare Übersicht über die 
Ergebnisse der Schulsozialarbeit in den jeweiligen Landkreisen und kreisfreien Städten zu 
erhalten. Dies konnte bislang nicht erfolgen, da es kein Sachberichtsmuster gab und 
entsprechend umfänglich und inhaltlich sehr unterschiedliche Sachberichte vorgelegt wurden. 
Die Auswertung des Verwendungsnachweises erfolgt analog der letzten Jahre durch den KSV 
und das LJA, wobei die Auswertung des neuen Sachberichtes schwerpunktmäßig beim LJA 
liegt. Entsprechend wird auf die Frage, wie die Sachberichte ausgewertet werden an das LJA 
verwiesen. 

Das LJA nimmt wie folgt Stellung: Die Auswertung der Sachberichte durch das LJA ist im Sinne 
der in der Frage angesprochenen Rückkopplung an die kommunalen Jugendämter eine 
wesentliche Grundlage für die mit den Jugendämtern in den Kooperationsvereinbarungen 
gem. Ziffer IV.3. der FRL vereinbarten Qualitätsentwicklungsgespräche. Sie bezieht sich 
insbesondere auf die Frage zur Zielerreichung und Umsetzung des regionalen 
Gesamtkonzeptes und der Kooperationsvereinbarung.  

Mit den Qualitätsentwicklungsgesprächen zwischen den Vertreter/-innen der Kommunen und 
dem LJA wird das Anliegen verfolgt, die Kommunen anknüpfend deren Verantwortlichkeit bei 
der Weiterentwicklung der Schulsozialarbeit auf Basis des regionalen Gesamtkonzeptes 
gemäß Ziffer IV.2.FRL Schulsozialarbeit und in Orientierung an der vom LJHA beschlossenen 
Fachempfehlung zur Schulsozialarbeit im Freistaat Sachsen zu unterstützen. Darüber hinaus 
fließen aus o.g. Auswertung der Sachberichte gewonnene Erkenntnisse in die Umsetzung von 
Aufgaben der Fachberatung und Fortbildung auf überörtlicher Ebene ein. Eine evtl. 
Auswertung mit dem Ziel einer landesweiten Einschätzung des Handlungsfeldes entzieht sich 
der Kenntnis des LJA. 

Es gibt keine weiteren Informationen. 

TOP 15 Anfragen/Sonstiges 

Es gibt keine weiteren Anfragen. 

Die 3. ordentliche Sitzung des LJHA endet um 12:28 Uhr. 

Die nächste Sitzung findet am 27.11.2025 statt. 

Für das Protokoll:  gez. Beatrice Unger    gez. Felix Hitzig, MdL 

 Protokollantin Vorsitzender des LJHA 


